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OSFA II – STELLUNGNAHME DES IDF AN DAS
BUNDESVERKEHRSMINISTERIUM
INFOVERANSTALTUNG ZUM PROJEKT OFSA II

"Sehr geehrte Frau…
besten Dank für die Möglichkeit ei-
ner Stellungnahme zum o.g. Projekt.
Aus gegebenem Anlass verzichten 
wir, an dieser Stelle alle Punkte der 
geplanten Veränderungsvorschläge 
zu kommentieren, werden bei Bedarf 
jedoch zu gegebenem Zeitpunkt auf 
weitere Punkte eingehen. Wir haben 
aktuell auch trotz bedenklicher Ver-
quickungen bewusst auf Nennung 
von Namen und Organisationen, 
die nach unseren Recherchen seit 
Jahren als „Netzwerk“ agieren, ver-
zichtet.

Nachfolgend erläutern wir einige 
Kritikpunkte:

Weltweit liegt das höchste Unfall-
risiko im Straßenverkehr bei der 
Gruppe der Fahranfänger, die klar 
von Jugendlichen dominiert wird. 
Ihr Risikobewusstsein ist häufig we-
niger stark ausgeprägt, während 
die Risikobereitschaft erhöht ist. Da-
durch überschätzen sie oft ihre Fä-
higkeiten, in kritischen Situationen 
angemessen zu reagieren. Drohen-
de Unfallgefahren werden häufig 

aufgrund unzureichender Fahrpra-
xis und daraus resultierender Erfah-
rungen nicht erkannt oder schlicht 
unterschätzt. Zunehmende Fahrer-
fahrung trägt maßgeblich für eine 
positive Veränderung bei, die sich 
auch deutlich in Unfallstatistiken 
niederschlägt. (Anm. der Redaktion: 
siehe dazu Anlage 1, S.4)

Was die Ausbildungsqualität der 
Fahrschulen in Deutschland anbe-
langt, so belegt sie unbestritten in-
ternational einen der Spitzenplätze.

Optimales Qualitätsmanagement 
kann jedoch mangelnde Erfahrungen 
als Teilnehmer am Straßenverkehr 
und den damit verbundenen Erfah-
rungserwerb nicht ersetzen und wenn 
überhaupt nur marginal beeinflussen. 
Dieser maßgebliche Parameter würde 
sich ebenso wenig durch eine vom 
Gesetzgeber vorgegebene Mindest-
stundenanzahl – den Ausbildungsum-
fang der Grundausbildung betreffend 
– positiv beeinflussen lassen.

Die bisher größte experimentel-
le Studie zur Fahrausbildung, die 

sogenannte DeKalb-Studie vom 
DeKalb-County in Georgia belegt 
eindrucksvoll, dass ab einem be-
stimmten Ausbildungsstandard we-
der eine weitere Vertiefung päda-
gogischer Kompetenzen der Lehrer, 
noch die Einführung von ausgefeil-
ten Curricula und ebenso wenig 
eine Verlängerung der Ausbildung 
der Fahrlehrerlaubnisbewerber ge-
eignete Gegenmaßnahmen für eine 
Verringerung der Unfallquote dar-
stellen.

Folglich sind nach den Ergebnissen 
dieser Studie von einer Optimie-
rung der Fahranfängerausbildung in 
Deutschland keinerlei positive Effekte 
auf die Senkung der Unfallhäufigkeit 
von Fahranfänger*innen zu erwarten.

Dem IDF ist es daher unverständlich, 
dass nach wie vor Projektarbeiten zu 
dieser Thematik weiter vorangetrie-
ben werden, u.a. auch von aus un-
serer Sicht nicht unbedingt uneigen-
nützig agierenden Experten.

Bestimmte Gruppierungen versu-
chen nach wie vor die Ausbildungs-

Ende letzten Jahres war der In-
teressenverband Deutscher Fahr-
lehrer (IDF) vom Verkehrsminis-
terium zur Teilnahme an einer 
Videokonferenz eingeladen, in 

der das laufende Projekt „Op-
timierte Fahrschüler-Ausbil-
dung-II“ (OFSA II- Projekt) er-
läutert wurde. Dieses Projekt hat 
sich zum Ziel gesetzt, die Fahr-

schülerausbildung zu reformie-
ren. Nachfolgend finden Sie die 
Stellungnahme des IDF, die dem 
BMDV zeitnah zur Veranstaltung 
übermittelt wurde.

IDF KRITISIERT
OFSA II-PROJEKT SCHARF
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qualität von Fahrlehrer*innen sowie 
die Fahrschülerausbildungsordnung 
seit Jahren kontinuierlich in Frage zu 
stellen. Man scheut sich auch nicht, 
wissenschaftliche Expertisen zu er-
stellen, um offensichtlich eigene 
Interessen durchzusetzen. So wur-
de beispielsweise mit dem neuen 
Fahrlehrergesetz 2018 die pädago-
gische Überwachung von Fahrleh-
rer*innen eingeführt, und zwar auf 
Basis eines Gutachtens. In eben die-
sem Gutachten wird behauptet, die 
pädagogische Überwachung hätte 
sich in denjenigen Bundesländern, 
in denen sie bereits seit mehreren 
Jahren eingeführt war, bewährt. Al-
lerdings zeigte ein Blick in die Sta-
tistik des KBA, dass gerade diese 
Bundesländer sehr hohe über dem 
Durchschnitt liegende Nichtbeste-
hensquoten aufwiesen.

Außerdem wurde in dem Gutachten 
von den Verfassern vor der bundes-
weiten Einführung der pädagogi-
schen Überwachung behauptet, 
dass diese geplante Maßnahme bei 
der Fahrlehrerschaft mit überwie-
gend positiver Resonanz einhergehe 

und auf hohe Akzeptanz stoße. In 
einer Umfrage des Interessenver-
bands Deutscher Fahrlehrer spra-
chen sich jedoch 92 Prozent der 
Befragten klar gegen eine derartige 
Maßnahme aus, für uns mehr als 
nachvollziehbar, denn wer will sich 
freiwillig einer wie auch immer ge-
arteten Kontrolle seiner Arbeit unter-
ziehen?

Um die Fahrschulüberwachung in 
Deutschland möglichst schnell auf 
einem einheitlich hohen Niveau 
durchführen zu können und die 
damit verbundenen Chancen auf 
die Förderung der Ausbildungs-
qualität in Fahrschulen rasch zu 
nutzen, enthielt dieses Gutachten 
auch die Empfehlung, unbedingt 
auf bereits vorliegende angeblich 
wissenschaftlich begründete und 
erprobte Methoden der Fahrschul-
überwachung einschließlich der 
damit verbundenen Materialien für 
die Behörden, Sachverständigen 
(Überwachungspersonal) und Fahr-
schulen zurückzugreifen. Zufällig 
waren Gutachtenersteller und Auto-
ren dieser Konzepte dieselben Per-

sonen. Darüber hinaus waren sie 
zum Zeitpunkt der Empfehlung die 
einzigen Anbieter derartiger Ma-
terialien.  Diese Umstände dürften 
einige Zweifel rechtfertigen, dass 
es zumindest nicht nur um die Stei-
gerung der Verkehrssicherheit ging, 
sondern auch pekuniäre Interessen 
damit verbunden waren. Daher be-
zweifeln wir die Objektivität derarti-
ger Gutachten und finden es prekär, 
sie zur Rechtfertigung gesetzlicher 
Regelungen mit heranzuziehen.

Auch die deutsche Statistik der im 
Straßenverkehr getöteten 18 bis 
24-Jährigen untermauert den hohen 
Qualitätsstandard der Fahrschul-
ausbildung. Während im Jahr 2000 
noch 1736 getötete Jugendliche in 
dieser Altersklasse zu verzeichnen 
waren, sank die Zahl für 2020 auf 
362. (Anm. der Redaktion: siehe 
dazu Anlage 1, diese Seite oben)

Im Zusammenhang mit der an-
geblichen Kausalität von weiterer 
Optimierung der Ausbildung und 
Rückgang der Unfallzahlen wird 
insbesondere auch auf das Nach-

Anlage 1: Getötete 18- bis 24-Jährige bei Straßenverkehrsunfällen, Quelle: destatis.de
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barland Österreich verwiesen. Dort 
wurde 2003 zur Optimierung der mit 
Deutschland vergleichbaren Fahrer-
laubnisausbildung die sogenannte 
Mehrphasenausbildung eingeführt. 
Seit diesem Zeitraum hat sich zwar 
die Zahl der tödlich verunglückten 
jugendlichen Fahrzeuglenker in Ös-
terreich auf 25 Prozent verringert, 
aber ein noch größerer Effekt (Rück-
gang auf 20 Prozent) zeigt sich in 
Deutschland, ohne Veränderung 
der Ausbildung. Somit korrelieren 
zwar Verkehrstote und Veränderung 
der Ausbildung, aber sie stellen kei-
ne Kausalität dar!

Daher spricht sich der Interessen-
verband Deutscher Fahrlehrer (IDF) 
wissenschaftsbegründet vehement 
gegen eine eventuelle Verlängerung 
der Ausbildung von Fahrerlaub-
nisbewerber*innen und vehement 
gegen eine Veränderung des bis-
herigen optimal bewährten Ausbil-
dungssystems aus.

Derartige Maßnahmen würden 
zudem zu erheblichen Kostenstei-
gerungen des Erwerbs der Fahrer-
laubnis führen. Bedauerlicherweise 
vertreten andere Fahrlehrerverbän-
de eine konträre Meinung.

Aus der Präsentation der Infoveran-
staltung OFSA II geht hervor, dass 
Verkehrsverlage für die empirische 
Ist- Stands- Analyse Daten aus ih-
ren Lernmanagementsystemen, die 
von Fahrschulen käuflich erworben 
wurden, zur Verfügung stellen. So-
mit repräsentiert diese Datenerhe-
bung keinesfalls die gesamte Fahr-
lehrerschaft. Außerdem stellt sich 
die Frage, ob Verkehrsverlage mit 
ihren Produkten die Arbeitsweise 
ihrer Kunden ausspähen. In diesem 
Falle wäre ggf. gerichtlich zu klären, 
ob dafür die Einwilligung der Betrof-
fenen erforderlich ist, und ob ent-
sprechende datenschutzrechtliche 
Bestimmungen eingehalten werden.
Generell sehen wir den Zugriff auf 

Daten von Fahrschulen durch Ver-
kehrsverlage, auch wenn diese in 
einem Verkehrssicherheitsverein or-
ganisiert sind, als sehr problema-
tisch an, zumal deren Auswertung 
zugunsten von wirtschaftlichen Inte-
ressen geprägt sein dürfte.

Ein weiterer Kritikpunkt ergibt sich 
für den Interessenverband Deut-
scher Fahrlehrer (IDF) aus der ge-
planten Einführung der elektroni-
schen Lernstandsbeurteilung (eLBe). 
Wir können für die Übernahme in 
das gesetzliche Regelwerk keinerlei 
plausible Begründung in Erfahrung 
bringen.

Es wird immer wieder die Behaup-
tung in den Raum gestellt, dass die 
Fahrlehrerschaft den Lernstand ihrer 
Fahrerlaubnisbewerber*innen nicht 
oder zumindest unzureichend do-
kumentieren würde. Diese Annah-
me entbehrt zunächst einmal einer 
jeglichen wissenschaftlichen Über-
prüfung. Nach unseren Recherchen 
fehlen dazu statistisch erforderliche 
Datensätze.

Anfragen bei zuständigen Ministe-
rien in den jeweiligen Bundesländern 
durch den Interessenverband Deut-
scher Fahrlehrer*innen haben erge-
ben, dass keine verwertbaren Statis-
tiken bezüglich des Fehlverhaltens der 
Fahrlehrer*innen bei der Dokumenta-
tion des Lernstands geführt werden.

Auch die Befragung von Sachver-
ständigen in mehreren Bundeslän-
dern durch den IDF ergab, dass im 
Rahmen der durchgeführten Fahr-
schulüberwachungen die überwie-
gende Mehrzahl der überwachten 
Fahrlehrer*innen ordnungsgemäße 
Lernstandsbeurteilungen nachwei-
sen konnte. Zudem wird die kon-
krete Dokumentation des Ausbil-
dungsstands vom Gesetzgeber nicht 
bis ins letzte Detail vorgeschrieben. 
Sie liegt im Ermessen der einzelnen 
Fahrlehrkraft, wobei persönliche 

Notizen dazu wesentlich passgenau-
er auf Fahrerlaubnisbewerber*innen 
abgestimmt werden können, als 
dies (elektronische) Auswahlmög-
lichkeiten vorweggenommener For-
mulierungen vermögen.

Mehr als bedenklich sehen wir je-
doch den Umstand, dass ein an 
der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Fakultät einer Univer-
sität außerplanmäßig ernannter 
Professor im Osten Deutschlands 
am 10. März 2020 in München bei 
einem Verkehrsverlag Vertretern der 
Fahrlehrerausbildungsstätten und 
der Fahrlehrerverbände dieses Be-
urteilungskonzept vorgestellt hat 
und in diesem Zusammenhang auf 
kritische Nachfragen erklärt hat, er 
habe schließlich für die Finanzie-
rung des Projekts eLBe einen Kredit 
aufgenommen.

Bemerkenswert nur, dass es sich 
wieder einmal mehr um dieselbe 
Person handelt, die das Gutachten 
zur Einführung der pädagogischen 
Fahrschulüberwachung mit erstellt 
hat. Dies lässt unweigerlich den 
Schluss zu, dass die „Wissenschaft“ 
ein klares wirtschaftliches Interes-
se hat, die Aufnahme von eLBe in 
das gesetzliche Regelwerk unein-
geschränkt zu befürworten und mit 
Verkehrsverlagen in mehrfacher 
Hinsicht eng zu kooperieren. Nach 
unserem Dafürhalten sind Informa-
tionen von Organisationen, die von 
der Intention geleitet werden, mit 
dem Begriff „Verkehrssicherheit“ in 
erster Linie „Geld“ zu verdienen, ge-
nerell von Entscheidungsfindungs-
prozessen auszuschließen.

Daher kann der IDF keinerlei Not-
wendigkeit erkennen, die bishe-
rige Reglung der individuellen 
Lernstandsbeurteilung durch eLBe 
zu ersetzen und verbindlich vorzu-
schreiben. Um mittels belastbarer 
Fakten aufzuzeigen, wie die Fahr-
lehrerschaft das bestehende Aus-
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Jedenfalls ergab unsere Umfra-
ge sehr deutlich, dass die meisten 
Fahrlehrer*innen mit der bestehen-
den Regelung zur Fahrschüleraus-
bildung sehr zufrieden sind. Sie 
sprechen sich auch mehrheitlich 
gegen eine verbindliche Einfüh-
rung von online-Unterricht und 
den Einsatz von Fahrsimulatoren 
aus und lehnen eine Verlängerung 
der Probezeit klar ab. Was den von 
der arge tp21 mit jährlich über 
1,7 Millionen Euro Etat gepflegten 

Fragenpool zur Theorieprüfung 
angeht, so finden ihn nicht einmal 
zehn Prozent der Befragten für gut, 
und über 90 Prozent geben an, 
dass er auch schwer verständliche 
Fragen enthält. 

Bleibt nur zu hoffen, dass zumin-
dest bei den zukünftigen anstehen-
den Änderungen endlich auch die-
jenigen gebührend gehört werden, 
die täglich mit der Praxis konfron-
tiert sind.

Wer sich selbst ein Bild über die 
geplanten Veränderungen in der 
Fahrschülerausbildung machen 
will, findet unter nachfolgendem 
Link den Originalbericht der Bun-
desanstalt für Straßenwesen (BAST) 
unter dem Titel „Ausbildungs- 
und Evaluationskonzept zur Op-
timierung der Fahrausbildung in 
Deutschland“: https://www.bast.
de/DE/Publikationen/Fachveroef-
fentlichungen/Fachveroeffentli-
chungen-U_node.html

bildungssystem und geplante Än-
derungen einschätzt, führt der IDF 
eine noch laufende Umfrage durch, 
deren Ergebnis zum augenblickli-
chen Zeitpunkt Sie im Anhang fin-
den (knapp 1000 Befragte). (Anm. 

der Redaktion: siehe dazu Anlage 2)

Wir wären Ihnen sehr verbunden, 
diese Ergebnisse der „Basis“ und 
unsere oben erläuterten Kritikpunk-
te in Ihre Entscheidungsfindung mit 

einzubeziehen.

Mit freundlichen Grüßen
Interessenverband
Deutscher
Fahrlehrer"

Auswertung der Umfrage unter Fahrlehrern November, Dezember 2021 
    

  

    
  

    
  

1. Wie bewerten Sie die Reformmaßnahme zum Bürokratieabbau in der Fahrschule? 
    

  

unzufrieden 42%   
  

eher unzufrieden 42%   
  

eher zufrieden 11%   
  

zufrieden 4%   
  

    
  

2. Befürworten Sie den Einsatz von Simulatoren in der Fahrschule? 
    

  

ja 26%   
  

nein 74%   
  

    
  

3. Soll die Fahrerlaubnisausbildung in der bisherigen Form bestehen bleiben? 
    

  

ja 89%   
  

nein 11%   
  

    
  

4. Soll online-Unterricht verbindlich eingeführt werden?   

    
  

ja 9%   
  

nein 43%   
  

nur als Ausnahme (Pandemie) 48%   
  

    
  

5. Sind sie für eine Verlängerung der Probezeit?   

    
  

ja 15%   
  

nein 85%   
  

    
  

6. Wie beurteilen Sie die Qualität der Fragen für die Theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung? 

    
  

gut 8%   
  

befriedigend 47%   
  

ausreichend 45%   
  

    
  

7. Gibt es schwer verständliche Fragen?   

    
  

ja 91%   
  

nein 9%   
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eher unzufrieden 42%   
  

eher zufrieden 11%   
  

zufrieden 4%   
  

    
  

2. Befürworten Sie den Einsatz von Simulatoren in der Fahrschule? 
    

  

ja 26%   
  

nein 74%   
  

    
  

3. Soll die Fahrerlaubnisausbildung in der bisherigen Form bestehen bleiben? 
    

  

ja 89%   
  

nein 11%   
  

    
  

4. Soll online-Unterricht verbindlich eingeführt werden?   

    
  

ja 9%   
  

nein 43%   
  

nur als Ausnahme (Pandemie) 48%   
  

    
  

5. Sind sie für eine Verlängerung der Probezeit?   

    
  

ja 15%   
  

nein 85%   
  

    
  

6. Wie beurteilen Sie die Qualität der Fragen für die Theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung? 

    
  

gut 8%   
  

befriedigend 47%   
  

ausreichend 45%   
  

    
  

7. Gibt es schwer verständliche Fragen?   

    
  

ja 91%   
  

nein 9%   
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prüfung? 

    
  

gut 8%   
  

befriedigend 47%   
  

ausreichend 45%   
  

    
  

7. Gibt es schwer verständliche Fragen?   

    
  

ja 91%   
  

nein 9%   
  

    
  

      

      
8. Gibt es Fragen, die Fahrschüler auf eine falsche Fährte locken und den Schüler 

verunsichern? 
    

  

ja 92%   
  

nein 8%   
  

    
  

9. Gibt es zu viele Theoriefragen?   
 

    
  

ja 71%   
  

nein 29%   
  

    
  

10. Ist es notwendig, dass die Fragen zweimal jährlich geändert werden? 
    

  

ja 9%   
  

nein 91%   
  

    
  

11. Sollte der Fragenpool nur dann geändert werden, wenn es gesetzliche 
Neuerungen gibt? 

    
  

ja 93%   
  

nein 7%   
  

    
  

    
  

12. Sollen Fahrlehrer das selbständige Lernen ihrer Fahrschüler kontrollieren? 
    

  

ja 18%   
  

nein 82%   
  

    
  

    
  

13. Können Sie jemandem empfehlen, Fahrlehrer zu werden, wenn die Ausbildung 
zum Fahrlehrer weiter erschwert wird und/oder die Fahrlehrer bei der Ausbil-
dung der Fahrerlaubnisbewerber weiteren Regularien unterworfen werden? 

  

    
  

ja 26%   
  

nein 74%   
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Der Kläger, Inhaber einer 
Fahrschule, informierte im 
Jahr 2017 die Führerschein-
behörde des zuständigen 
Landratsamtes über eine ge-
plante Weiterbildung nach 
dem Berufskraftfahrerquali-
fikationsgesetz. Diese beauf-
tragte ohne Kenntnis des 
Fahrschulinhabers einen 
Sachverständigen, diese Ver-
anstaltung zu überwachen.

Einen Abend vor der geplan-
ten Veranstaltung sagte jedoch 
das Transportunternehmen, 
dessen Kraftfahrer alleinig als 
Teilnehmer angemeldet wa-
ren, ab. Davon wurden vom 
Fahrschulinhaber tags dar-
auf weder das Landratsamt, 
der Treuhandverein noch der 
Überwacher in Kenntnis ge-
setzt.

Das Landratsamt erließ den-
noch einen Gebührenbe-
scheid über knapp 300 Euro, 
gegen den der Betroffene Wi-
derspruch einlegte. Das Re-
gierungspräsidium Freiburg 
wies diesen Widerspruch zu-
rück. Es begründete seine 
Entscheidung damit, dass der 
Kläger dem Treuhandverein 
die Absage hätte telefonisch 
mitteilen müssen, auch außer-
halb der Büroöffnungszeiten 
über einen geschalteten An-
rufbeantworter. Daraufhin zog 

der Betroffene vor das Ver-
waltungsgericht Freiburg und 
beantragte die Aufhebung des 
Gebührenbescheids. 
Er gab an, für den Ausfall 
des Kurses nicht verantwort-
lich zu sein und auch keine 
Möglichkeit gehabt zu haben, 
den Treuhandverein oder den 
bestellten Sachverständigen 
hiervon zu benachrichtigen. 
Das Gericht bestätigte je-
doch die Rechtmäßigkeit des 
Gebührenbescheids und gab 
an, dass dieser Bescheid auf 
§ 6a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe 
e) des Straßenverkehrsgeset-
zes (StVG) in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 1 der Gebührenord-
nung für Maßnahmen im Stra-
ßenverkehr, Nummer 346 des 
Gebührentarifs für Maßnah-
men im Straßenverkehr (Ge-
bOSt) beruht. Es wies darauf 
hin, dass der Gebührentatbe-
stand nicht voraussetzt, dass 
die Überwachung des Kurses 
am festgesetzten Termin tat-
sächlich stattgefunden hat. 
Außerdem sehe Nummer 346 
des Gebührentarifs für Maß-
nahmen im Straßenverkehr 
seit dem 11. 03. 2019 vor, 
dass die Gebühr auch dann 
zu entrichten sei, wenn die 
Überwachung ohne Verschul-
den der Überwachungsbehör-
de und ohne ausreichende 
Entschuldigung des Inhabers 
der Ausbildungsstätte nicht 

habe stattfinden können. Die-
se Entschuldigung erfolgte je-
doch vom Kläger nicht. Seine 
Begründung, dass ihm weder 
eine E-mailadresse noch eine 
Telefonnummer des Treu-
handvereins bekannt gewesen 
seien, entkräftete das Verwal-
tungsgericht mit dem Hinweis 
auf die Homepage des Ver-
eins, aus der relevante Kon-
taktdaten ersichtlich seien und 
wies seine Klage unter Zulas-
sung einer Berufung ab.

Der Kläger wandte sich dar-
aufhin an den Verwaltungsge-
richtshof (VGH) Baden-Würt-
temberg. Er begründete seine 
Anfechtung des Urteils damit, 
dass die Gebühr nach Num-
mer 346 des Gebührentarifs 
für Maßnahmen im Straßen-
verkehr nicht entstehe, wenn 
die Überwachungsmaßnahme 
nicht stattgefunden habe. Der 
hier nach § 6a Abs. 3 StVG 
anwendbare § 11 Abs. 1 des 
Verwaltungskostengesetzes 
(VwKostG) in der bis zum 14. 
08. 2013 maßgeblichen Fas-
sung bestimme, dass die Ge-
bühr erst mit der Beendigung 
der gebührenpflichtigen Amts-
handlung erhoben werden 
darf. Dafür spreche auch die 
Tatsache, dass der Gebühren-
tatbestand nach Nummer 346 
mit Wirkung vom 11.03.2019 
dahingehend erweitert wor-

ZU ÜBERWACHENDES SEMINAR
KURZFRISTIG AUSGEFALLEN: 
KEINE ÜBERWACHUNGSGEBÜHR FÄLLIG
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den sei, dass die Gebühr auch 
dann zu entrichten sei, wenn 
die Überwachung ohne Ver-
schulden der Überwachungs-
behörde und ohne ausrei-
chende Entschuldigung des 
Inhabers der Ausbildungs-
stätte nicht habe stattfinden 
können. Dies lasse den Rück-
schluss zu, dass die Gebühr 
nach der älteren maßgebli-
chen Fassung nur dann habe 
anfallen können, wenn die zu 
überwachende Fortbildungs-
maßnahme tatsächlich statt-
gefunden habe. Das ergebe 
sich auch aus einem Vergleich 
mit dem Gebührentatbestand 
zu Nummer 308.2 des Ge-
bührentarifs für Maßnahmen 
im Straßenverkehr, der bereits 
zum hier maßgeblichen Zeit-
punkt im Jahr 2017 diese Er-
weiterung enthalten habe.

Das beklagte Landratsamt 
verteidigte das angefochte-
ne Urteil und vertrat die Mei-
nung, dass weder die Num-
mer 346 des Gebührentarifs 
für Maßnahmen im Straßen-
verkehr in der hier maßgeb-
lichen Fassung noch die seit 
11.03.2019 geltende Fassung 
für eine Gebührenerhebung 
die tatsächliche Durchführung 
der Überwachung vorausset-
ze. Bereits das Ansetzen zur 
Überwachung – wie hier ge-
schehen - sei gebührenpflich-
tig. Außerdem sei die Gebühr 
nicht nur für die Tätigkeit des 
Sachverständigen vor Ort zu 
entrichten, sondern erfas-
se auch die Vorbereitung der 
Überwachung und die Fahr-

zeit des Überwachers, der ja 
vor Ort gewesen sei. Zudem 
besage § 3 Nr. 2 des Landes-
gebührengesetzes (LGebG), 
dass die Gebührenschuld bei 
nicht antragsgebundenen 
Leistungen bereits mit deren 
Beginn entstehe. Auch nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2 des Bundes-
gebührengesetzes (BGebG) 
entstehe die Gebührenschuld 
auch dann, wenn eine indivi-
duell zurechenbare Leistung 
aus Gründen, die der Betrof-
fene zu vertreten habe, nicht 
zum festgesetzten Termin er-
bracht werden könne oder 
abgebrochen werden müs-
se. Der Grund dafür, dass 
die Überwachung nicht statt-
gefunden habe, liege beim 
Kläger. Er hätte mit einer 
Überwachung seiner an-
gemeldeten Veranstaltung 
rechnen müssen und des-
halb den Treuhandverein 
über den Ausfall des Kur-
ses informieren müssen. 
Die Tatsache, dass der Wei-
terbildungskurs kurzfristig ab-
gesagt werden musste, könne 
nicht zu Lasten der Überwa-
chungsbehörde gehen.

Der 2. Senat des VGH Ba-
den-Württemberg gab der Be-
rufung des Klägers statt und 
erklärte sowohl den Bescheid 
des Landratsamts als auch den 
Widerspruchsbescheid des Re-
gierungspräsidiums Freiburg 
für rechtswidrig, da sie den 
Kläger in seinen Rechten nach 
§ 113 Abs. 1 Satz 1 der VwGO 
verletzen. Dabei stützte der 
VGH seine Entscheidung auf 

diverse frühere Urteile.

Der allein hier in Betracht 
kommende Gebührentat-
bestand nach Nummer 346 
des Gebührentarifs für Maß-
nahmen im Straßenverkehr 
(Straßenverkehrsgebühren-
ordnung Anlage zu § 1 der 
Gebührenordnung für Maß-
nahmen im Straßenverkehr) 
ist nicht erfüllt. Eine Kosten-
schuld könne nur entstehen, 
wenn die ihr zugrundeliegen-
de Amtshandlung rechtmäßig 
war.

Als Rechtsgrundlage für die 
eine Kostenschuld auslösen-
de beabsichtigte Maßnahme 
kommt hier nur § 7b Abs. 1, 
Abs. 3 in Verbindung mit § 
7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des bis 
zum 01.12.2020 geltenden 
Berufskraftfahrerqualifikati-
onsgesetztes 2006 in Betracht. 
Danach hat die zuständige 
Behörde die Aus- und Wei-
terbildung durch anerkannte 
Fahrschulen im Rahmen der 
beschleunigten Grundquali-
fikation für Berufskraftfahrer 
zu überwachen, weshalb die 
vom Landratsamt angeordne-
te Überwachung zweifelsfrei 
rechtmäßig war.

Eine dafür im Straßenver-
kehrsgesetz (StVG) anzuset-
zende Gebühr kann jedoch 
nur erhoben werden, wenn 
die beabsichtigte Überwa-
chungsmaßnahme stattge-
funden hätte. Auch nach § 11 
Abs. 1 des Verwaltungskosten-
gesetzes (VwKostG) entsteht 
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die Gebührenschuld - falls 
erforderlich - bei Antrag der 
gebührenpflichtigen Amts-
handlung, im Übrigen aber 
erst nach ihrer Beendigung. 
Die Überwachung erfordert 
jedoch keinen Antrag, sodass 
die Gebührenschuld nur mit 
ihrer Beendigung entsteht. 
Dazu hätte sie durchgeführt 
werden müssen. Die Termin-
auswahl und Beauftragung des 
Treuhandvereins durch die Be-
hörde löst die Gebührenpflicht 
nicht aus.

Außerdem stellte der VGH 
klar, dass Maßnahmen, die 
eine gebührenpflichtige Amts-
handlung nur vorbereiten, 
selbst nicht gebührenpflich-
tig sind. Dies ergibt sich auch 
aus § 6a Abs. 4 StVG für die 
Berufskraftfahrerqualifikation. 
Auch hier wird darauf verwie-
sen, dass Gebühren ohne Be-
endigung der Amtshandlung 
(hier Überwachung) nur anfal-
len, wenn sie wegen fehlender 
Entschuldigung des Bewerbers 
nicht stattfinden konnten oder 
abgebrochen werden mussten.

Diese Begründung geht auch 
aus der Auslegung des Ge-
bührentarifs für Maßnahmen 
im Straßenverkehr (GebOSt) 
hervor. Das VGH verwies ins-
besondere auf die Nummern 
308.1 und 308.2.

Dadurch wird auch die Be-
gründung des Beklagten 
(Landratsamt), die sich auf 
die Ergänzung der Gebühren-
nummer 346 (siehe Dreizehn-

te Verordnung zur Änderung 
der Fahrerlaubnis-Verord-
nung und anderer straßenver-
kehrsrechtlicher Vorschriften 
und Drucksache Bundesrat 
600/18 (B) S. 14) bezieht, hin-
fällig. Damit wurde, so das 
Gericht, nicht die Rechtslage 
geändert, sondern es erfolgte 
lediglich eine Klarstellung des 
bereits Geltenden. Auch hier 
wird darauf verwiesen, dass 
die Gebühr bei nicht erfolgter 
Überwachung und fehlendem 
Verschulden der Behörde nur 
dann fällig wird, wenn durch 
den Betroffenen keine aus-
reichende Entschuldigung er-
folgte, bzw. wenn sie nicht zu 
Ende geführt werden konnte.

Weiter stellte der VGH klar, 
dass die Neuregelung durch 
die Dreizehnte Verord-
nung zur Änderung der 
Fahrerlaubnis-Verordnung 
und anderer straßenver-
kehrsrechtlicher Vorschrif-
ten rechtswidrig (!!) ist, da 
sie in § 6a Abs. 4 StVG keine 
Rechtsgrundlage findet. Aus 
seinem Wortlaut ergibt sich 
nur, dass eine Ausweitung 
der Gebührenpflicht für sol-
che Amtshandlungen möglich 
ist, die eine Bewerbung oder 
einen Antrag voraussetzen; 
dann ermöglicht das Gesetz 
das Entstehen von Gebühren 
für Amtshandlungen, die ohne 
ausreichende Entschuldigung 
des Bewerbers oder Antrag-
stellers am festgesetzten Ter-
min nicht stattfinden konnten 
oder abgebrochen werden 
mussten. Dies ist jedoch ge-

rade bei den Überwachungs-
maßnahmen nach § 7 BKrF-
QG 2006 nicht der Fall, da sie 
weder eine Bewerbung noch 
eine Antragstellung vorausset-
zen. Danach ermöglicht es § 6 
Abs. 4 StVG nicht, Gebühren 
für Amtshandlungen zu erhe-
ben, die ohne ausreichende 
Entschuldigung des Inhabers 
der Ausbildungsstätte nicht 
stattfinden oder nicht beendet 
werden konnten. Genau dies 
sieht jedoch die Erweiterung 
des Gebührentatbestands zu 
Nummer 346 GebOSt nun 
vor. Außerdem sprechen Sinn 
und Zweck von § 6 Abs. 4 StVG 
gegen die Rechtmäßigkeit 
der Änderung von Gebüh-
rennummer 346. Auch hier 
wird darauf verwiesen, dass 
eine Gebührenerhebung dann 
zulässig ist, wenn der Amts-
handlung eine Bewerbung vo-
rausgeht oder wenn sie ohne 
Verschulden der Behörde und 
ohne ausreichende Entschul-
digung des Bewerbers nicht 
stattfinden konnte bzw. abge-
brochen werden musste. Nur 
dann können ihm gegenüber 
bereits entstandene Verwal-
tungskosten geltend gemacht 
werden. Nichts davon treffe 
aber auf den vorliegenden 
Fall zu, so der VGH.
Damit entlastete er den Kläger 
von allen Gebührenforderun-
gen, gab seiner Berufung in 
allen Punkten statt und ließ 
auch keine Revision zu.

Quellen: VG Freiburg, Az. 2 K 
7000/18; VGH Baden-Würt-
temberg, Az. 2 S 2781/21
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Ein Pkw-Fahrer, der hinter einem 
Traktor gefahren war, setzte an ei-
ner geeigneten Stelle zum Überho-
len an. Genau in diesem Moment 
lenkte der Fahrer seinen Schlepper 
nach links in einen Feldweg. Der 
Autofahrer musste deshalb scharf 
bremsen, kam bei diesem Manöver 
von der Straße ab und kollidierte 
mit einem Baum. Die Versicherung 
des Traktorfahrers weigerte sich je-
doch, ihm seinen Schaden am Pkw 
zu ersetzen. Sie begründete ihre 
Haltung mit dem Argument, dass 
der Geschädigte selbst schuld sei, 

weil er in einer unklaren Situation 
überholen wollte. Außerdem sei 
es zu keinerlei Berührung der bei-
den Fahrzeuge gekommen. Diese 
Haltung bestätigte auch das Land-
gericht München II in seinem Ur-
teil vom Februar 2019 (Az. 10 O 
4044/14) und sprach dem Auto-
fahrer die Alleinschuld zu. Dieser 
ging vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) München in Berufung und 
erwirkte eine Abänderung des Ur-
teils. Der Traktorfahrer hätte als 
Linksabbieger vor dem Einordnen 
und auch noch einmal unmittel-

bar vor dem Abbiegevorgang 
nach hinten sehen müssen. Dann 
hätte er auch den überholenden 
Autofahrer in einem korrekt ein-
gestellten Außenspiegel erkennen 
müssen, so das Gericht. Der Ver-
stoß gegen diese Rückschaupflicht 
rechtfertige es, ihn zu 100 Prozent 
haftbar zu machen. Die Versiche-
rung des Traktorfahrers musste so-
mit den Gesamtschaden des Auto-
fahrers übernehmen.

Quelle: OLG München,
Az. 10 U 1012/19

AUTO ÜBERHOLT LINKSABBIEGER

INTERESSENVERBAND DEUTSCHER FAHRLEHRER FRAGT 
UND FAHRLEHRER ANTWORTEN

Wurde bei ihnen bereits eine pädagogische 
Fahrschulüberwachung durchgeführt?

ja
nein

54%
46%

Wenn ja, wie zufrieden waren Sie
mit der Überwachung?

unzufrieden
eher unzufrieden

15%
24%

eher zufrieden 48%
zufrieden 13%

Wie bewerten sie die Einführung der
Überwachung der fachlichen u. pädagogischen 
Qualität der Fahrschulausbildung?

sinnvoll
eher sinnvoll

3%
7%

teils-teils 32%
eher nicht sinnvoll 24%
nicht sinnvoll 33%

Soll die Fahrerlaubnisausbildung
erweitert werden?

ja
nein

13%
87%

Sind sie für ein Angebot von edukativen Maß-
nahmen, um die Probezeit zu verkürzen, falls 
diese auf 3 oder 4 Jahre verlängert wird?

ja
nein

34%
66%

Befürworten Sie die Zulassung
weiterer Prüforganisationen?

ja
nein

66%
34%

War die Verlängerung der praktischen
Prüfzeit notwendig?

ja
nein

4%
96%
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BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEHRGANG
§ 18 ABS. 1 SATZ 1 NR. 5 FAHRLG  

21. bis 30. November 2022, Kosten: 900 Euro
 

Anmeldung unter Tel. 08221-31905 
(Montag bis Donnerstag 11-17 Uhr, Freitag 11-14 Uhr)

oder www.fahrlehrerweiterbildung.de

Fahrer und Beifahrer eines Pkws 
waren erheblich alkoholisiert, als 
es bei überhöhter Geschwindigkeit 
zu einer Kollision mit einem land-
wirtschaftlichen Fahrzeug kam. 
Dabei wurde der Beifahrer, der 
nachweislich nicht angeschnallt 
war, so schwer verletzt, dass er 
seiner Tätigkeit als selbstständiger 
Metallbauer nicht mehr nachgehen 
konnte. Deshalb forderte er vom 
Fahrer einen Schadensersatz von 
95.000 Euro. 

Die Versicherung des Unfallverur-
sachers warf dem Beifahrer vor, 
gewusst oder zumindest erkannt zu 
haben, dass der Fahrer betrunken 
war und stellte fest, dass er zum 
Zeitpunkt des Unfalls keinen Gurt 
getragen hatte.

Der 7. Zivilsenat des Schleswig-Hol-
steinischen Oberlandesgerichts 
verurteilte den Kläger letztendlich 
zu einer Mithaftung in Höhe von ei-
nem Drittel der Schadensumme. Er 

verwies in seiner Begründung da-
rauf, dass der Beifahrer nicht an-
geschnallt gewesen sei und durch 
das Einsteigen bei einem Betrun-
kenen gegen die ihm obliegende 
Eigensorgfalt verstoßen habe. Die 
eigene Alkoholisierung des Klägers 
stehe der Annahme eines Mitver-
schuldens nicht entgegen, so das 
Gericht.

Quelle: Schleswig-Holsteinisches 
Oberlandesgericht, Az. 7 U 2/20

UNFALL: MITHAFTUNG
DES BETRUNKENEN BEIFAHRERS

Ein Pkw-Fahrer überschritt außer-
orts auf einer Bundesstraße die be-
grenzte Höchstgeschwindigkeit von 
100km/h um satte 43 km/h.

Der Beklagte gab an, ein Alarm-
signal von seiner Pferdekoppel er-
halten zu haben und war besorgt, 
dass sich - wie schon einmal - ei-
nes der Pferde in die stromführen-
de Leitung verwickelt hat und per-
manent Stromstöße erhält. Daher 

habe er nicht auf die Geschwindig-
keitsbeschränkung und auch nicht 
auf den Tacho geachtet. Das Amts-
gericht Kaiserslautern ließ sich auf 
seine Begründung ein, strich das 
im Bußgeldbescheid enthaltene 
Fahrverbot und verurteilte ihn da-
für zu 320 Euro Bußgeld.

Dagegen legte die Staatsanwalt-
schaft Rechtsbeschwerde ein. 
Sie ging trotz des geschilderten 

Notfalls nicht von einer fahrlässi-
gen, sondern vielmehr von einer 
vorsätzlichen Überschreitung der 
Höchstgeschwindigkeit aus. Dieser 
Auffassung schloss sich das Ober-
landesgericht (OLG) Zweibrücken 
an. Das im Bußgeldbescheid an-
geordnete Fahrverbot hatte somit 
Rechtsgültigkeit.

Quelle: OLG Zweibrücken, Az. 
1OWi2SsBs113/2

WEGEN NOTFALL ZU SCHNELL GEFAHREN
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Wer 2021 von Kurzarbeit betrof-
fen war, muss dieses Jahr aktuell 
bis spätestens 01. August eine Ein-
kommensteuererklärung abgege-
ben haben, sofern er keinen Steu-
erberater damit beauftragt hat, 
denn Kurzarbeitergeld zählt wie 
beispielsweise Arbeitslosengeld 
oder Krankengeld als sogenannte 

Lohnersatzleistung. Diese Einkünfte 
sind zwar steuerfrei, werden aber 
zum zu versteuernden Jahresein-
kommen vom Finanzamt dazuge-
zählt, bevor die Höhe des Steuer-
satzes ermittelt wird.

Auch wenn diese Angabe eventu-
ell zu einer höheren Steuer führen 

kann, sollten Betroffene diese An-
gabe dem Finanzamt fristgerecht 
mitteilen, denn erfahrungsgemäß 
erfassen Finanzämter früher oder 
später alle Fälle.

Dann werden zumindest zusätzlich 
zur Steuerschuld noch Verzugszin-
sen fällig.

STEUERERKLÄRUNG
BEI KURZARBEIT NÖTIG

Der Inhaber eines Hotel- und Gas-
tronomiebetriebs aus Brandenburg 
musste wegen der Pandemie auf 
Anordnung der Landesregierung 
seinen Betrieb 2020 für zwei Wo-
chen komplett schließen, und zwar 
ohne dass die Viruskrankheit dort 
aufgetreten war.

Der Betroffene zog vor Gericht und 

machte geltend, dass es verfas-
sungsrechtlich geboten sei, ihn für 
die aufgrund der Maßnahmen zur 
Bekämpfung der COVID-19-Pan-
demie erlittenen Umsatz- und Ge-
winneinbußen zu entschädigen. 
Nachdem das zuständige Landge-
richt seine Klage abgewiesen hatte, 
und auch seine Berufung vor dem 
Oberlandesgericht erfolglos geblie-

ben war, befasste sich der Bundes-
gerichtshof (BGH) mit dieser Ange-
legenheit. Er bestätigte jedoch die 
Rechtsauffassung der Vorinstanzen, 
so dass der Kläger auch noch zu-
sätzlich die Prozesskosten zu tragen 
hatte.

Quelle: BGH,
Az. III ZR 79/21

CORONA- LOCKDOWN – ZAHLT DER 
STAAT EINNAHMEAUSFÄLLE?

Ein Arbeitnehmer, der betrunken zur 
Arbeit erschienen war, wurde von sei-
nem Arbeitgeber fristlos entlassen. 
Er übermittelt ihm das Kündigungs-
schreiben als Foto über WhatsApp.

Dagegen klagte der Betroffene vor 
dem Arbeitsgericht (ArbG)Augs-
burg. Er begründete diesen Schritt 
unter anderem damit, dass die per 
WhatsApp am 22.09.2020 übermit-
telte Kündigung mangels Schriftform 
unwirksam sei. In einer sogenann-
ten Güteverhandlung, die etwa fünf 
Monate nach seiner fristlosen Entlas-

sung stattfand, erhielt er von seinem 
ehemaligen Arbeitgeber dann auch 
nachträglich eine schriftliche Kündi-
gung ausgehändigt. 

Das Arbeitsgericht verwies darauf, 
dass eine Kündigung per Whats-
App in der Tat nicht ausreiche und 
verurteilte den Beklagten zur Lohn-
fortzahlung bis zum Tag dieser Ver-
handlung.

Dagegen legte der Verurteilte 
Rechtsmittel beim Landesarbeitsge-
richt (LAG) München ein, das jedoch 

das Urteil des ArbG Augsburg weit-
gehend bestätigte. Entscheidend da-
für war die Unwirksamkeit der Über-
mittlung des Kündigungsschreibens 
in Form einer WhatsApp.

Diese Entscheidung wäre übrigens 
entsprechend getroffen worden, 
wenn die Kündigung per Fax über-
sandt worden wäre.

Quellen: ArbG Augsburg,
Az. 5 Ca 2353/20; 
LAG München,
Az. 3 Sa 362/21

PER WHATSAPP
FRISTLOS GEKÜNDIGT
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Foto (c): dim
hoou pixabay

Ein Berliner Autofahrer über-
fuhr die Haltelinie vor einer 
Kreuzung bei grüner Ampel. 
Kurz nach dem Überfah-
ren der Haltelinie musste er 
jedoch etwa vier Meter vor 
der Ampel verkehrsbedingt 
anhalten. Obwohl dann die 
Ampel auf Rot geschaltet 
hatte, scherte er nach links 
aus, und fuhr an den ihn 
behindernden Autos auf die 
Kreuzung, wo es beinahe zu 
einer Kollision mit einer Stra-
ßenbahn kam.

Das Amtsgericht Berlin-Tier-
garten verurteilte ihn wegen 
Rotlichtverstoß zu 250 Euro 
Bußgeld und einem ein-
monatigen Fahrverbot. Da-
gegen legte der Betroffene 
beim Kammergericht Berlin 
Rechtsbeschwerde ein. 

Als Begründung führte er 
an, dass er als sogenann-
ter Kreuzungsräumer seine 
Fahrt trotz roter Ampel fort-
setzen durfte. Dem wider-
sprach auch die Berufungs-

instanz und verwies darauf, 
dass das Fahren über die 
Haltelinie und das Einfah-
ren in den Kreuzungsbe-
reich nicht nahtlos ineinan-
der übergingen. Daher sei 
er nicht als Kreuzungsräu-
mer einzustufen.
Das Urteil des Amtsgerichts 
wurde somit bestätigt. 

Quelle:
Kammergericht 
Berlin, Az. 3Ws-
(B)354/21-122Ss155/21

BEI GRÜN ÜBER DIE HALTELINIE – 
DENNOCH ROTLICHTVERSTOSS



 
 
 

 

 
 
 
 

Die Seminarkosten sind mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21 

unsere Seminare gelten in allen Bundesländern 

weitere Termine auf Anfrage 

laufende Aktualisierung unter   www.fahrlehrerweiterbildung.de 

SRK Seminare Robert Klein - Stadtberg 32 - 89312 Günzburg        Telefon: 08221-31905 

SRK Fahrlehrer-Fortbildung    Seminarangebot 

Seminarart Dauer Ort Seminartermin Kosten 
in € 

Fahrlehrerfortbildung § 53 Abs. 1 FahrlG 3 Tage 

Günzburg 23.06. – 25.06.22 230 

Günzburg 06.10. – 08.10.22 230 

Günzburg 10.11. – 12.11.22 230 

Cham 10.11. – 12.11.22 230 

 

Buchung von Einzeltagen ist möglich.  1 Tag 150 Euro, 2 Tage 230 Euro 
 

Seminarleiter-Fortb. § 53 Abs. 2 Nr. 1 FahrlG   ASF 1 Tag 
Günzburg 25.10.22 110 

 28.10.22 110 

     

Seminarleiter-Fortb. § 53 Abs. 2 Nr. 2 FahrlG   FeS 1 Tag Günzburg 24.10.22 110 

     

BWL-Lehrgang § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FahrlG 70 Std. Günzburg 21.11. – 30.11.22 900 

     

Ausbildungsfahrlehrer-Fortbildung § 53 Abs. 3 1 Tag Günzburg 27.10.22 120 
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Ein Linienbus, der am rechten Fahr-
bahnrand an einer Bushaltestelle 
stand, setzte den linken Blinker und 
fuhr in Richtung Fahrbahnmitte los. 
Genau in diesem Moment überholte 
ihn ein Auto von hinten, und es kam 
zur Kollision.

Während der Busfahrer beteuerte, 
den Blinker vor dem Anfahren ge-
setzt zu haben, bestritt dies der Auto-
fahrer. Das Landgericht (LG) Verden 
urteilte als erste Instanz, dass beide 

mit jeweils 50 Prozent für den ent-
standenen Schaden haften.

Dagegen legte der Autofahrer Be-
rufung ein. Das Oberlandesgericht 
(OLG) Celle, beurteilte den Sach-
verhalt etwas anders und sah den 
Busfahrer in der Pflicht, zu beweisen, 
dass er tatsächlich vor dem Anfah-
ren den Blinker gesetzt hat. Als Be-
gründung dafür verwies das Gericht 
darauf, dass sich der Busfahrer auf 
das Vorrecht der Straßenverkehrs-

ordnung (StVO) beruft, wonach ein 
Linienbus bei ordnungsgemäßer 
und rechtzeitiger Anzeige seiner An-
fahrt Vorrang vor dem fließenden 
Verkehr genießt. Andererseits dürfen 
Autos nur langsam und vorsichtig an 
Linienbussen vorbeifahren, so das 
Gericht. Daher verurteilte es den 
Pkw-Lenker zu einer Mithaftung von 
25 Prozent.

Quelle: OLG Celle,
Az. 14 U 96/21

AUTO ÜBERHOLT – BUS FÄHRT AN

Bei einem Unfall wurde der Neu-
wagen einer Frau, die eine Autover-
mietung betreibt, stark beschädigt. 
Nachdem die Schuldfrage geklärt 
war, entschied sich die Geschädigte 
für eine fiktive Abrechnung. Die geg-
nerische Versicherung wollte jedoch 
nur einen Teil des Wiederbeschaf-
fungswertes des Fahrzeugs bezahlen, 
da das Fahrzeug mit einem Sonder-
rabatt erworben worden war.

Das Gericht urteilte, dass mögliche 
Rabatte beim Kauf keine Rolle spie-

len, sondern vielmehr der Wieder-
beschaffungswert des Fahrzeugs auf 
dem freien Markt maßgeblich für die 
Zahlung ist, und zwar unabhängig 
davon, ob sich die Geschädigte ein 
Ersatzfahrzeug beschafft oder nicht.
In diesem Zusammenhang verweist 
die Arbeitsgemeinschaft Verkehrs-
recht des Deutschen Anwaltvereins 
(DAV) darauf, dass Neuwagenrabat-
te auch nicht bei einem späteren Ge-
brauchtverkauf angerechnet werden.

Quelle: AG Amberg, Az. 2 C 694/2

NEUWAGENRABATT UND
SCHADENERSATZ NACH UNFALL

Foto (c): N
ettoFigueiredo pixabay

Aktuelle
Seminar-
Angebote

auf Seite 15 dieser 
Ausgabe oder 

direkt buchen auf

fahrlehrerweiterbildung.de

!
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Ein Pkw-Fahrer überschritt au-
ßerorts die Geschwindigkeit um 
28 km/h. 

Der Halter des Fahrzeugs 
schickte den von der Bußgeld-
behörde übersandten Anhö-
rungsbogen zurück und gab 
an, diese Zuwiderhandlung 
anzuerkennen. Allerdings fiel 
der Bußgeldbehörde auf, dass 
die Fotos des Halters und der 
geblitzten Person nicht überein-
stimmten.

Sie schloss daraus, dass der 

Halter diesen Verstoß nicht 
selbst begangen haben konn-
te. Nachdem weitere Nachfor-
schungen ergebnislos blieben, 
wurde das Bußgeldverfahren 
eingestellt, für das Tatfahrzeug 
jedoch das Führen eines Fahr-
tenbuchs mit sofortiger Wir-
kung angeordnet. Dagegen 
ging der Halter gerichtlich vor. 
Er begründete dies damit, dass 
er schließlich den Verstoß zu-
gegeben habe, und dass die 
Behörde die vermutete Fahrer-
schaft seines Sohnes nicht wei-
terverfolgt hatte. Das Verwal-

tungsgericht (VG) Mainz lehnte 
seinen Antrag auf Aufhebung 
der Fahrtenbuchführung je-
doch ab. Sie sah alle formalen 
Voraussetzungen dafür gege-
ben und verwies insbesonde-
re darauf, dass die der Fahr-
tenbuchanordnung zugrunde 
gelegte Zuwiderhandlung mit 
dem Kraftfahrzeug des an-
tragstellenden Fahrzeughalters 
einen erheblichen Verkehrsver-
stoß darstellt.

Quelle: VG Mainz,
Az. 3 L 68/22.MZ

FAHRTENBUCHAUFLAGE
TROTZ GESTÄNDNIS

Mitglied werden!

IDFL.DE
 

Interessenverbände
Deutscher

Fahrlehrer e.V. (IDF) 
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Anstatt den Radweg zu benut-
zen fuhr eine Fahrradfahrerin 
auf der Bundesstraße. Dabei 
wurde sie in einen Unfall mit 
einem Motorrad verwickelt. 
Es kollidierte auf der kurvigen 
Straße beim Überholen mit ihr, 
beide Personen erlitten schwere 
Verletzungen. Obwohl dem Mo-
torradfahrer keine Schuld nach-

gewiesen werden konnte, haftet 
er wegen der erhöhten Betriebs-
gefahr beim Überholen, da sich 
der Unfall zwischen einem mo-
torisierten und nichtmotorisierten 
Fahrzeug ereignete.

Allerdings sprach das Oberlan-
desgericht (OLG) München der 
Radfahrerin eine Mitschuld zu, 

da sie wegen unterlassener Rad-
wegbenutzung einen fahrlässi-
gen Verstoß gegen die StVO be-
ging. Das Gericht verurteilte sie 
deshalb zur Übernahme von 25 
Prozent der Haftung.

Quelle:
OLG München,
Az. 10 U 651/20

RADWEG NICHT BENUTZT

Allein das Wissen, dass ich 
schneller fahre als erlaubt ist, 
wird rechtlich als vorsätzliches 
Handeln gesehen.

Ein Autofahrer gab an, den ge-
nauen Umfang seiner Geschwin-
digkeitsüberschreitung nicht ge-

kannt zu haben. Daher plädierte 
sein Verteidiger auf „unschuldig“. 
Gerichtsurteile haben jedoch in 
der Vergangenheit darauf ver-
wiesen, dass vorsätzliches Han-
deln die genaue Kenntnis einer 
Geschwindigkeitsüberschreitung 
nicht zwingend erfordert.

Dieser Auffassung schloss sich 
das Oberlandesgericht (OLG) 
Hamm an und befand den Klä-
ger als schuldig.

Quelle:
OLG Hamm,
Az. 5 RBs 12/22

BEWUSST ZU SCHNELL
UNTERWEGS: ANZEIGE 

Foto (c): D
G

islason pixabay
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Nachruf 
 

Peter Kotulla 
 

Wir haben einen Freund 
verloren.  
Du bist nicht mehr dort wo 
du warst aber du bist 
überall wo wir sind. 
 
Interessenverband 
Deutscher Fahrlehrer e.V. 
 
Seminare Robert Klein 

Bei einem geringen Schaden 
in einer Mietwohnung wird zur 
Behebung nicht immer gleich 
ein Handwerker benötigt. So 
wechseln beispielsweise man-
che Mieter einen defekten 
Türgriff auf eigene Faust aus. 
Auch für Bagatellschäden muss 
grundsätzlich der Vermieter 
aufkommen, es sei denn, der 
Mietvertrag enthält eine soge-
nannte Kleinreparaturklausel. 
Dann sind kleine Reparaturen 
vom Mieter zu erledigen und 
auch zu bezahlen. Diese Miet-
klausel greift jedoch nur, wenn 
sie ausnahmslos drei Bedin-
gungen erfüllt:

1. Sie gilt nur für Gegenstän-
de, die häufig genutzt wer-
den und gut zugänglich sind, 

wie zum Beispiel eine defekte 
Steckdose oder ein Türgriff. 
Schäden an größeren Gegen-
ständen wie beispielsweise an 
der Heizanlage sind generell 
ausgeschlossen. Falls derarti-
ge Auflistungen festgeschrie-
ben sind, ist die gesamte Klau-
sel hinfällig.

2. Außerdem muss eine 
Höchstgrenze für eine einzelne 
Reparatur festgelegt sein, die 
sich derzeit maximal zwischen 
150 und 200 Euro bewegen 
dürfen.

3. Und schließlich ist in die 
Klausel auch ein jährlicher 
Höchstbetrag für vom Mieter 
zu übernehmende Kleinrepa-
raturen aufzunehmen. Die 

Höchstgrenze dafür liegt bei 
etwa sechs bis acht Prozent der 
jährlichen Bruttomiete ohne 
Nebenkosten.

Falls eines dieser drei Kriterien 
nicht erfüllt ist, greift die Klein-
reparaturklausel im Schadens-
fall grundsätzlich nicht.

Ratsam ist es, dem Vermieter 
in jedem Fall alle Auslagen für 
Kleinreparaturen vorzulegen 
und im Bedarf keinesfalls selbst 
einen Handwerker zu beauf-
tragen. Dies ist ausschließlich 
Angelegenheit des Vermieters.

Quellen: www.mieterbund.de;
OLG Düsseldorf, Az. I-24 U 
183/01,AG Berlin-Mitte, Az. 
15 C 256/19

KLEINREPARATUREN IN DER MIETWOHNUNG




